
(1) Die Vereinigung muß einen Namen haben, der sich von dem einer anderen 
bereits bestehenden Vereinigung im territorialen Tätigkeitsbereich deutlich un­
terscheidet.
(2) Vereinigungen führen zum Namen die Bezeichnung „eingetragene Vereini­
gung“ (e.V.).

§ 6
(1) Das höchste Organ der Vereinigung ist die Mitgliederversammlung bzw. die 
Delegiertenversammlung (im folgenden Mitgliederversammlung).
(2) Die Mitgliederversammlung ist in den in dem Statut bestimmten Fällen sowie 
dann einzuberufen, wenn es die Interessen der Vereinigung erfordern. Die Mit­
gliederversammlung ist einzuberufen, wenn mindestens Уз der Mitglieder es 
schriftlich verlangt, soweit im Statut nichts anderes bestimmt ist. Die Einberufung 
der Mitgliederversammlung und deren Tagesordnung ist den Mitgliedern recht­
zeitig zur Kenntnis zu geben. Wird dem Verlangen nicht entsprochen, kann das 
Kreisgericht, in dessen Zuständigkeitsbereich die Vereinigung ihren Sitz hat, die 
Mitglieder, die das Verlangen gestellt haben, zur Einberufung der Mitgliederver­
sammlung ermächtigen und über die Führung des Vorsitzes in der Mitgliederver­
sammlung Festlegungen treffen. Auf die Ermächtigung muß bei der Einberufung 
der Mitgliederversammlung Bezug genommen werden.
(3) Die Beschlußfassung in der Mitgliederversammlung erfordert eine Mehrheit 
der erschienenen Mitglieder. Zu einem Beschluß, der eine Änderung des Statuts 
enthält, ist eine Mehrheit von % der Erschienenen notwendig. Zur Änderung der 
Ziele und Aufgaben der Vereinigung ist die Zustimmung aller Mitglieder erforder­
lich; die Zustimmung der nicht erschienenen Mitglieder muß schriftlich erfolgen. 
Diese Regelungen gelten nur, wenn das Statut nichts anderes bestimmt.
(4) Ein Mitglied ist nicht stimmberechtigt, wenn die Beschlußfassung einen Ver­
trag oder ein anderes Rechtsgeschäft zwischen dem Mitglied und der Vereini­
gung betrifft.

§7
(1) Die Vereinigung hat einen Vorstand, der durch die Mitgliederversammlung 
gewählt wird. Er besteht aus mindestens 3 Mitgliedern. Die Bezeichnung, die 
Rechte und Pflichten sowie die Struktur des Vorstandes werden durch das Statut 
bestimmt.
(2) Für die Beschlußfassung des Vorstandes gelten die Bestimmungen des §6 
Abs. 3 erster Satz und Abs. 4. Soweit eine Willenserklärung gegenüber der Ver­
einigung abzugeben ist, genügt die Abgabe gegenüber einem Mitglied des Vor­
standes.
(3) Der Vorstand vertritt die Vereinigung im Rechtsverkehr. Im Statut kann be­
stimmt werden, daß vom Vorstand ein bevollmächtigter Vertreter berufen werden 
kann. Dieser muß nicht selbst der Vereinigung angehören. Ihr Flandeln berech­
tigt und verpflichtet die Vereinigung unmittelbar.
(4) Fehlt ein handlungsfähiger Vorstand, ist ein solcher in dringenden Fällen bis 
zur Neuwahl durch die Mitgliederversammlung auf Antrag eines Beteiligten von 
dem Kreisgericht zu bestellen, in dessen Zuständigkeitsbereich die Vereinigung 
ihren Sitz hat.
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